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zu halten Streitigkeiten zwiſchen Land- und Forſtwirthen und ihren 
= FN nr 14 Hiſfs * day a In * 17, 

Ueber die Anfechtung verwaltungsbehördlicher Entſcheidungen im land⸗ und forſtwirthſchaftlichen e 900 Taglöhnern, zwiſchen 

Civilrechtswege im Sinne des Art. 15 des Staatsgrundgeſetzes Kellnern und Marqueurs | und ihren Dienſtgebern, ſpeciell für Wien, 

über die richterliche Gewalt. Von Bezirkscommiſſär Dr. König in Graz. zwiſchen Hausknechten, Weinträgern, Stadt⸗ und Landkutſchern und ihren 


In habt. 


(Fortſetzung.) Dienſtgebern. 10) 

Mittheilungen aus der Praxis: Dem Verwaltungs-Inſtanzenzuge unterliegen bedingungsweiſe 
Zur ae 505 Geer pl Sn der Entziehung einer Gewerbsberechtigung Privatrechtsſtreitigkeiten aus giltigen Dienjtbotenmieth- und Arbeiter- 
nach er Gewerbe⸗Ordnung. wor 1 ER 5 9 77 
Beleidigung ſämmtlicher Beamten iſt nicht eine Beleidigung von Behörden. E ſind auch hier die Vorausſetzungen des Art. 15, 
wers e e We h | 3. Privatrechte, welche wegen des ihnen innewohnen⸗ 
821755 un en den, öffentrechtlichen Charakters dem Verwaltungs⸗Inſtanzenzuge 

EN NE in allen drei Stadien des Verfahrens vorbehalten find. 


Der Begriff der landesherrlichen Regalität und des dominium 
u: En e eminens des Staates beherrſchte lange Zeit beſtimmte Rechtsgebiete, 
Ueber die Anfechtung verwaltungsbehördlicher Ent- auf denen gegenwärtig der privatrechtliche Charakter geſetzliche Aner⸗ 
ſcheidungen im Civilrechtswege im Sinne des Art. 15 ren 115 aA N We 1 

. EN: : und Sachen mit der Entwicklung de irthſchaftlichen Lebens haben, 
des Staatsgrundgeſetzes über die richterliche Gewalt. führte mit der fortſchreitenden Geſtaltung der Volkswirthſchaft dahin, 


Von Bezirkscommiſſar Dr. König in Graz. daß die individuale und privatrechtliche Seite derſelben hervortrat. Dem 
Vortſepung⸗ Gebiete des Jagd⸗, Forſt⸗, Waſſer⸗ und Bergrechtes angehörige Privat⸗ 
gun rechte find hieher zu rechnen. Soferne es ſich um Privatrechte aus 


Geltendmachung im Verwaltungs⸗Inſtanzenzuge die Stadien des Erwei⸗ wurde bereits davon geſprochen. 
ſungs⸗, Erkenntuiß⸗ und Vollſtreckungsverfahrens platzgreifen. Nach den jagdgeſetzlichen Beſtimmungen haften die Jagd⸗ 

Im Gebiete des öſterreichiſchen Verwaltungsrechtes kommt nur berechtigten den Grundbeſitzern für alle Wald- und Jagdſchäden, an 
eine einzige Kategorie von Privatrechten aus Verträgen vor, die im welchem Eigenthüme immer. *) Die Klage gehört vor die Verwal⸗ 
Streitfalle im Verwaltungs⸗Inſtanzenzuge geltend gemacht werden können. tungsbehörde; in Böhmen, wenn vertragsmäßig nicht etwas Anderes 
Privatrechtsſtreitigkeiten aus dem Dienſtbotenmiethvertrage und aus dem beſtimmt iſt, vor ein inappellabel entſcheidendes Schiedsgericht. 2) 
Arbeiterlohn⸗ und Lehrvertrage unterliegen ausnahmsweiſe der Judi⸗ Die Grundeigenthümer, auf deren in der Gemeindemarkung 
catur theils der autonomen, theils der ſtaatlichen Verwaltungsbehörden, 58) gelegenen Grundbeſitz die Jagd ausgeübt wird, haben nach § 8 des 
wenn fie während des Beſtandes des Vertragsverhältniſſes oder wenig⸗ Jagdpatentes vom Jahre 1849 den Anſpruch auf eine Tangente des 
ſtens vor Verlauf von dreißig Tagen, vom Tage als das Vertrags- jährlichen Gemeindejagderträgniſſes nach Maßgabe der Ausdehnung 
verhältniß aufgehört hat, angebracht werden. ihres Grundbeſitzes. In Streitigkeiten über die Antheile entſcheiden in 

Unter den gleichen Vorausſetzungen gehören auch Streitigkeiten erſter Linie die Verwaltungsbehörden. +?) Der Partei, welche ſich durch 
zwiſchen Kaufleuten und ihren Handlungsgehilfen aus dem Dienft- und die Entſcheidung in ihren Privatrechten verletzt erachtet, ſteht gegen die 
Lohnverhältniſſe vor die Verwaltungsbehörden. 3%) Handelt es ſich beim durch die Entſcheidung begünſtigte andere Partei der Privatrechtsweg 
Arbeiterlohn⸗ und Lehrvertrage um Mitglieder der Genoſſenſchaften oder offen. 10 
um die Zuſtändigkeit der Gewerbegerichte, ſo entfällt die verwaltungs⸗ re a TE DE 
behördliche Zuſtändigkeit. Den Streitigkeiten aus dem Dienſtbotenmieth⸗ eee ee Aug 18025 440 i den kan. 
vertrage ſind hinſichtlich der verwaltungsbehördlichen Competenz gleich merle, 1865, p. 762; Steiermärkiſches L. G. Bl. Nr. 7, 1859; Verordnung des 
a Wiener Magiſtrates vom 19. Mai 1860, Z. 52.867. 

45 § 11, R. G. Bl. Nr. 154, 1849; § 15, Joſephiniſche Geſetzſammlung, 
Bd. 11, p. 488; Entſcheidung des Verwaltungsgerichtshofes, Budw. 1294; 
Steiermärkiſches L. G. Bl. Nr. 10, 1878. 

2) 8 27, R. G. Bl. Nr. 10, 1853 (Amtswirkſamkeit der Bezirksämter), 
R. G. Bl. Nr. 128, 1859, 88 45 und 46 Böhm. L. G. Bl. Nr. 49, 1866. 

8) Zeitſchr. f. Verw., p. 54, 1873. 

) Die Frage, ob die Grundbeſitzer entgegen einem Beſchluſſe des Ge⸗ 
meindeausſchuſſes den Anſpruch auf Theilung überhaupt erheben können, gehört 
in letzter Linie vor den Verwaltungsgerichtshof, Budw. 628. 


38) R. G. Bl. Nr. 224, 1856; Streitigkeiten aus der in Steiermark be⸗ 
ſonders geregelten Art der Dienſtmiethe (locatio conductio operarum), aus dem 
Winzer⸗Miethvertrage (88 13, 15, 20, 22, 25 und 26 L. G. vom 1. April 
1863), unterliegen der inappellablen Entſcheidung eines Schiedsgerichtes. Streitig⸗ 
keiten zwiſchen Bergarbeitern und Arbeitgebern, zwiſchen Apothekern und Gehilfen 
gehören vor die ordentlichen Gerichte. ($ 68, R. G. Bl. Nr. 251, 1852, Ent- 
ſcheidung des oberſten Gerichtshofes vom 23. Juni 1875, Z. 6823.) 

50) 88 35, 39: 2 und 40, R. G. Bl. Nr. 1, 1863; Zeitschr. f. Verw. 


2. Privatrechte aus Verträgen, bei deren HE auf dem Gebiete des Jagd-, Forſt⸗ und Waſſerrechtes handelt, 
Nr. 164, 1882. 


Nach dem Forſtrechte gehören Streitigkeiten aus dem Verhält⸗ 
niſſe der Einforſtungen theils auf den ordentlichen Privatrechtsweg, 
theils auf den Verwaltungsweg. Streitige Privatrechte aus bereits 
rechtskräftig regulirten Einforſtungen gehören nicht hieher. Zu den aus 
dem Verhältniſſe der Einforſtungen entitebenden, im Verwaltungswege 
auszutragenden Rechtsſtreitigkeiten gehören die Privatrechte im Sinne 
der 88 9 bis 17 des Forſtgeſetzes, wenn dieſe Rechtsſtreitigkeiten nicht 
das Einforſtungsrecht ſelbſt, ſondern nur den Umfang und das 
Maß der Einforſtung zum Gegenſtande haben. #5) 

Die Beſtimmung des § 18 Forſtgeſetz ex 1852, wonach die 
politiſchen Behörden mit Ausſchluß des Rechtsweges zu entſcheiden 
hätten, ſteht der Corrigirbarkeit der verwaltungs behördlichen Entſcheidung 
in privatrechtlicher Beziehung nicht entgegen, weil das Staatsgrund⸗ 
geſetz im Art. 15, Al. 1 mit der Beſtimmung: „in allen Fällen“ 
der entgegenſtehenden Beſtimmung des § 18, Al. 1 Forſtgeſetz derogirt. 

Auf dem Gebiete des Waſſerrechtes müſſen neben den bereits 
beſprochenen Privatrechten aus Delicten noch jene Privatrechte als nicht 
hieher gehörig bezeichnet werden, welche die Geſetze von vorneherein 
auf den Privatrechtsweg verweiſen. Als hieher gehörig und in die Com⸗ 
petenz der Verwaltungsbehörden fallend, ſind jene Waſſerrechtsſtreitig⸗ 
keiten zu bezeichnen, wo öffentliche und private Rechte cumulirt zur 
Entſcheidung kommen. 

Die verwaltungsbehördliche Entſcheidung in öffentrechtlicher Bezie⸗ 
hung, womit über das Benützungsrecht am fließenden Waſſer, über 
die Nothwendigkeit von Schutz⸗ und Regulirungsbauten, Entwäſſerungs⸗ 
und Bewäſſerungsanlagen erkannt wird, die aus öffentlichen Rückſichten 
nöthigen Auflagen, Bedingungen und Beſchränkungen beſtimmt werden, 
iſt im ordentlichen Privatrechtswege unaufechtbar. Wenn aber das mit 
der verwaltungsbehördlichen Entſcheidung dem Bewerber verliehene 
Waſſerrecht in früher ſchon erworbene Rechte Dritter eingreift, oder 
wenn in der Bewilligung der Verwaltungsbehörde zur Herſtellung einer 
Anlage über die aus ſchon früher erworbenen Rechten hergeleiteten 
Einwendungen entſchieden worden iſt, ““) jo können Entſcheidungen über 
einander widerſtreitende Privatrechte im Sinne des Art. 15, Al. 1 vor⸗ 
liegen. Privatrechte können cumulirt mit öffentlichen Rechten der Judi⸗ 
catur der Verwaltungsbehörden unterliegen: wenn es ſich darum handelt, 
daß bewilligte Waſſerwerksanlagen und Vorrichtungen von den Beſitzern 
in einen ſolchen Stand hergeſtellt und ſo erhalten werden, daß ſie der 
Fiſcherei und anderen Nutzungen keine unnöthige Erſchwerung oder Beein⸗ 
trächtigung verurſachen; bei der Frage, ob durch die Herſtellung und 
Erhaltung von Ufern, Dämmen, Betten uud Behältern fremde Rechte 
benachtheiligt werden, wem die Erhaltung und Räumung der Canäle 
und künſtlichen Gerinne obliegt; bei der Frage der Auftheilung der 
Koſtentangenten zu concurrenzweiſe ausgeführten Maßregeln und Bauten.“) 
(Wenn Maßregeln und Bauten von einem Betheiligten anſtatt des zu⸗ 
nächſt berufenen Säumigen ausgeführt werden, ſo gehört die Austragung 
der Streitfrage des Regreſſes auf den ordentlichen Privatrechtsweg. *°) 

Auf Privatrechte im Sinne des Art. 15, Al. 1 kann ſich die 
Entſcheidung der Verwaltungsbehörden auch erſtrecken, wenn Waſſer⸗ 
genoſſenſchaften benachbarte Grundſtücke über Verlangen des Eigenthümers 
gegen verhältnißmäßigen Beitrag zu den Herſtellungs⸗ und Unterhaltungs⸗ 
koſten des Unternehmens in dieſes einzubeziehen haben, und wenn es ſich 
um dieſen Beitrag ſelbſt handelt; bei Erhebung der Anſprüche der Waſſer⸗ 
genoſſenſchaft an ein austretendes Mitglied und umgekehrt bei Erhebung der 
Anſprüche eines zur Ausſcheidung berechtigten, früher zum Eintritte gezwun⸗ 
genen Mitgliedes an die Waſſergenoſſenſchaft; bei der Frage der Tragung 
der Koſtentangenten ſeitens der Mitglieder der Waſſergenoſſenſchaſt zur 
Herſtellung und Erhaltung gemeinſchaftlicher Entwäſſerungs⸗ und Be⸗ 


45) Entſcheidung des oberſten Gerichtshofes vom 28. Mai 1862 (Unger⸗ 
Glaſer 1527); vergl. auch Miniſterialentſcheidung vom 14. Februar 1857, 
3. 16.159 (Zeitſchr. f. Verw. v. Stubenrauch Nr. 25, 1857), und Entſcheidung 
des oberſten Gerichtshofes vom 14. December 1864 (Unger⸗Glaſer 2029). 

4% Vergl. Entſcheidung des Verwaltungsgerichtshofes, Budw. Nr. 884 
und 1074; Entſcheidung des oberſten Gerichtshofes vom 19. Janner 1859, Nr. 439, 
mitgetheilt von Riehl, a. b. G. B., I, 1883 bei $ 412. Randa, Beiträge 
1878, p. 4753. 

27%) 88 2, 3, 6, 24, 25, 26 Krain; 88 17, 18, 21, 43, 44, 45 Böhmen; 
98 17, 19, 38, 39, 40 Steiermark; 88 17, 19, 42, 43, 44 Galizien; 88 17, 
20, 40, 41, 42 Niederöſterreich; SS 17, 20, 39, 40, 41 Bukowina; 88 17, 20, 
42, 43, 44 aller übrigen Kronländer. 

*) § 1042 a. b. G. B. Entſcheidung des oberſten Gerichtshofes vom 
10. December 1880, 3. 11.319, Ger.⸗Halle Nr. 50, 1881; Entſcheidung des 
Verwaltungsgerichtshofes, Budw. 676. 
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wäſſerungsanlagen, ſowie zu gemeinſchaftlichen Schutz- und Regulirungs⸗ 
bauten. ) 

Auch auf dem Gebiete des Bergrechtes 5%) gehören Privatrechte 
vorläufig zur Competenz der Verwaltungsbehörden; theils entſcheiden 
ausſchließlich die Bergbehörden, theils die Bergbehörden einvernehmlich 
mit den politiſchen Behörden, oder die politiſchen Behörden einvernehm⸗ 
lich mit den Bergbehörden. 

Die Concedirung eines Hilfsbaues aus freiem Felde durch 
die Berghauptmannſchaſt iſt die im Privatrechtswege unanfechtbare 
Verwaltungsmaßregel. Wenn bei der durch die Bergbehörde abgeführten 
Verhandlung gegen die Zuläſſigkeit der Conceſſion Einwendungen erhoben 
werden, kann die Conceſſion zur Errichtung des Hilfsbaues aus freiem 
Felde erſt nach Entſcheidung über dieſe Einwendungen verliehen werden. 
(§S 85 und 86 a. B. G. 8 59 Vollzugsverordnung, $ 4: 2, 
R. G. Bl. Nr. 77, 1871.) Je nach der Natur der Einwendungen 
kann in dem Präjudicate eine Entſcheidung der Verwaltungsbehörde 
über einander widerſtreitende Privatrechte liegen. 

Der Bergwerksbeſitzer erhält durch die Verleihung das aus⸗ 
ſchließende Recht zur Gewinnung der vorbehaltenen, bergfreien Mine⸗ 
ralien und außerdem rückſichtlich der nicht bergfreien, nicht vorbehaltenen 
Mineralien ein beſchränktes Zueignungsrecht und ein Optionsrecht über 
die Zugutebringung derſelben. ($ 124, 126 B. G., 79 Vollzugsverord⸗ 
nung.) Im Streite zwiſchen Bergwerksbeſitzer und Grundbeſitzer entſcheidet 
über das Maß des unentgeltlichen Zueignungsrechtes zunächſt die Berg⸗ 
behörde (§S 4: 7, R. G. Bl. Nr. 77, 1871) und ift die Entſcheidung in 
privatrechtlicher Beziehung im Sinne des Art. 15, Al. 1 corrigirbar. 

Wegen der eigenthümlichen Natur des Bergweſens verpflichtet 
das Geſetz jeden Bergwerksbeſitzer, bei erhaltener Kunde von Unglücks⸗ 
fällen in benachbarten Bergwerken alle feine ohne Gefährdung des 
eigenen Bergbaues verfügbaren Arbeitskräfte zur Hilfeleiſtung gegen 
mäßige Vergütung aufzubieten, die Erfüllung der Verpflichtung wird 
von der Bergbehörde mit Ausſchluß jeder privatrechtlichen Klage und 
jedes Recurſes mit ſuspenſiver Wirkung erzwungen (88 190, 231, 
Al. 3 a. B. G.). Im Streite über die Frage der Vergütung der 
Hilfeleiſtung entſcheidet die Bergbehörde und die Cognition iſt im Sinne 
des Art. 15, Al. 1 corrigirbar. 55 

Ueber die Verpflichtung zur Uebernahme einer Bergbaudienſtbar⸗ 
keit, zu welcher das Geſetz unjuriſtiſch auch die Verpflichtung eines Hilfs⸗ 
baubeſitzers zählt, „einen nothwendigen Seitenbau zu treiben“ 
($ 192 a. B. G. servitus in faciendo consistere nequit), ent-⸗ 
ſcheidet die Bergbehörde, und inſoweit fie auch vorläufig das Entgelt 
beſtimmt, räumt ſchon das Geſetz den Parteien den Privatrechtsweg ein. 
(ss 194, 195 a. B. G. und § 100 Vollzugsverordnung) Die 
Bergbehörde (58 4: 14, R. G. Bl. Nr. 77, 1871) kann auf 
Einräumung der Bergbaudienſtbarkeit aus dem Titel erkennen, daß die 
reserviens nicht leidet oder nicht gefährdet wird, daß die Einräumung 
der Dienſtbarkeit aus öffentlichen und volkswirthſchaftlichen Gründen 
nothwendig iſt. 2) Das Erkenntniß aus dieſem Titel wird die Ver⸗ 
waltungsmaßregel bilden und daher im Privatrechtswege unanfechtbar 
ſein. Auf Einräumung der Bergbaudienſtbarkeit kann die Bergbehörde 
aber auch aus dem Titel des vortheilhafteren Betriebes der res 
dominans und über den Umfang der einzuräumenden Bergbaudienſt⸗ 
barkeit aus dieſem Titel erkennen, und es liegt eventuell die Cognition 
der Berghauptmannſchaft über einander widerſtreitende Privatrechts⸗ 
anfprüche der Bergbauunternehmer vor. 

Im Anſchluſſe an die dem Gebiete des Jagd-, Forſt⸗, Waſſer⸗ 
und Bergrechtes angehörigen Privatrechte ſind hierorts noch die dem 
Gebiete des Privilegien⸗, Marken⸗ und Muſterſchutzrechtes mit Rückſicht 
auf Art. 15, Al. 1 angehörigen Privatrechte zu erwähnen, die nicht 
aus dem Geſetze ſchon auf den ordentlichen Privatrechtsweg gehören. 


(Schluß folgt.) 


40) 88 57, 58, 60, 61 Steiermark; 88 38, 39, 41, 42 Krain; 88 58, 
59, 61, 62 Niederöſterreich und Bukowina; 88 63, 64, 66, 67 Böhmen; 88 62, 
63, 65, 66 aller übrigen Kronländer; vergl. hiezu Peyrer p. 484 — 486 und 664. 

50) Allgem. öſterr. Berggeſetz, R. G. Bl. Nr. 146, 1854. Motive von 
Scheuchenſtuel 1855; R. G. Bl. Nr. 77, 1871. Ueber die Reviſion des Berg⸗ 
geſetzes. Hingenau 1872; Referentenentwurf 1876 und deſſen Beleuchtung von 
Ig. Schneider in der „Kritiſchen Umſchau“ 1878, ſowie deſſen Beſprechung von 
Braſſert und Kloſtermann in des erſteren Zeitſchrift, 18. Jahrg., 2. Heft, 
p. 186— 221 und p. 372— 388. 

) Vergl. Fz. Schneider p. 338, § 267 u. ff. 

52) Vergl. Scheuchenſtuel Motive, p. 354. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Beleuchtung der Vorausſetzungen der Entziehung einer Ge⸗ 
werbsberechtigung nach $ 138 der Gewerbe⸗Ordnung. 


Mit Urtheil des k. k. Bezirksgerichtes in V. vom 21. October 
1880, 3. 501, wurde Anton H. wegen Uebertretung des § 476 St. G. 
durch bedenklichen Ankauf zu 5 fl. Strafe, weiters mit dem Urtheile 
desſelben Bezirksgerichtes vom 29. März 1883, 3 1312, wegen 
Uebertretung der 88 476 und 477 St. G. gegen die Sicherheit des 
Eigenthums unter den erſchwerenden Umſtänden des Rückfalles und der 
Wiederholung zu 30 fl. Strafe verurtheilt. 

Im Grunde dieſes Thatbeſtandes hat die Bezirkshauptmannſchaft 
G. mit Decret vom 31. Mai 1883, Z. 11.573, erkannt: 

Der Uhrmacher und Gold- und Silberhändler Anton H. iſt nach 
§ 138, lit. a der Gew.⸗Ordn. feiner beiden Gewerbsbefugniſſe auf 
fünf Jahre verluſtig. 

Ueber den von H. an die Statthalterei rechtzeitig eingebrachten 

Recurs hat dieſe das Erkeuntniß der Bezirkshauptmannſchaft, jedoch 
unter Anwendung der lit. b des $ 138 Gew.⸗Ordn beſtätigt, nachdem 
Recurrent ſchon zu wiederholten Malen wegen Nichtbeachtung der auf 
die Ausübung ſeiner Gewerbe im § 473 St G. gegebenen Vorſchrift 
fruchtlos beſtraft wurde und es faſt den Anſchein gewinnt, als ob er 
ſein Gewerbsbefugniß förmlich nur zu unlauteren gewinnſüchtigen Zwecken 
auszunützen beſtrebt wäre. 
f In dem dagegen eingebrachten Miniſterialrecurſe weiſt H. auf 
den Widerſpruch zwiſchen der bezirkshauptmannſchaftlichen und der Statt⸗ 
haltereientſcheidung hin, indem Erſtere ihn nach lit. a, Letztere nach 
lit. b des § 138 der Gew.⸗Ordn. beſtrafte. Daß ſeine Beftrafung nach 
lit. a (8 138) unzuläſſig ſei, habe ja ſchon die Statthalterei anerkannt, 
indem ſie dieſe Gefetzesbeſtimmung für unanwendbar erkannte. Bevor 
er gegen die von der Bezirkshauptmannſchaft beliebte Anwendung der 
lit. a ankämpft, müſſe er aufmerkſam machen, daß die Gewerbsentzie⸗ 
hung auf Grund dieſer Beſtimmung mit der Strafnovelle vom 15. No⸗ 
vember 1867, R. G. Bl. Nr. 31, unvereinbar ſei, weil er nach 
88 476 und 477 St. G. abgeſtraft wurde, was nicht mehr die Ge⸗ 
werbsentziehung nach ſich ziehe. Diesbezüglich beruft er ſich auf die 
Entſcheidung des Verwaltungsgerichtshofes vom 26. Februar 1880, 
Z. 397, und die Entſcheidung des Miniſteriums des Innern vom 
5. April 1881, 8. 2664. Was die Anwendung der lit. b ($ 138 
G. O.) gegen ihn betrifft, müſſe er Nachſtehendes einwenden: Dieſe 
Beſtimmung ſetzte voraus 1. wiederholte Beſtrafungen, 2. die Frucht⸗ 
loſigkeit derſelben. Nun ſei er allerdings am 21. October 1880 wegen 
Uebertretung des $ 476 St. G. zu 5 fl. und am 29. März 1883 
wegen Uebertretung der 88 476 und 477 zu 30 fl Strafe verurtheilt 
worden; das bezirkshauptmannſchaftliche Decret iſt jedoch am 23. Mai 
1883, d. i. ſieben Wochen nach ſeiner zweiten Abſtrafung, erfolgt, es 
könne ſomit abſolut nicht behauptet werden, daß ſich die früheren Ab⸗ 
ſtrafungen als fruchtlos erwieſen hätten und deshalb ſei die Anwen⸗ 
dung der lit. b, $ 138 Gew.⸗Ordn. ungerechtfertigt. Wäre dieſe Be⸗ 
ſtimmung auf ihn anwendbar, ſo hätte die Bezirkshauptmannſchaft gewiß 
davon Gebrauch gemacht. Nach $ 473 St. G., der ſeitens der Statt⸗ 
halterei auch angezogen wird, ſei er gar nie beſtraft worden. Ferner 
ſei zu beachten, daß die nach SS 476 und 477 St. G. erfolgten 
Abſtrafungen nur mit feinem Gold- und Silberwaarenhandel, keines⸗ 
wegs aber mit dem Uhrmachergewerbe in Verbindung ſtehen und daher 
die Entziehung des letzteren jeder Begründung entbehre. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 2. December 
1883, 3. 14.079, folgendermaßen entſchieden: 

„Das Miniſterium findet dem Recurſe des Anton H. Folge zu 
geben und die angefochtenen Erkenntniſſe zu beheben, weil im vorlie⸗ 
genden Falle weder die Vorausſetzungen des § 138, lit. a, noch jene 
des § 138, lit. b der Gew.⸗Ordn. vom 20. December 1859, R. G. Bl. 
Nr. 257, vorhanden ſind, welche die Entziehung der Gewerbeberechti⸗ 
gung rechtfertigen würden. 

Es kann nämlich, wie ſchon die Statthalterei bemerkt hat, der 
§ 138, lit. a im Hinblicke auf 8 6 des Geſetzes vom 15. November 
1867, R. G. Bl. Nr. 31, nicht angewendet werden, während die 
Vorausſetzung des § 138, lit. b aus dem Grunde nicht eintrifft, weil 
Anton H. nicht wegen Uebertretung des §8 473, ſondern wegen jener 
der 88 476 und 477 des Strafgeſetzes verurtheilt wurde, in welch' 
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letzteren Paragraphen keine auf die Ausübung ſeiner Gewerbe bezüglichen 
Vorſchriſten enthalten ſind.“ H. 


Beleidigung ſämmtlicher Beamten iſt nicht eine Beleidigung von 
Behörden. 

Der von der Staatsanwaltſchaft erhobenen Nichtigkeitsbeſchwerde 
gegen das Urtheil des Landesgerichtes in Graz vom 7. September 
1883, 8. 11.547, womit Michael H. von der Anklage der Ueber— 
tretung der Ehrenbeleidigung nach $ 496 St. G. und Art. V des 
Geſetzes vom 17. December 1862 gemäß § 259, Z. 1 und 3 St. P. O. 
freigeſprochen wurde, wurde vom k. k. Caſſationshofe mittelſt Ent⸗ 
ſcheidung vom 18. Jänner 1884, Z. 12.628, keine Folge gegeben. — 
Gründe: 

Es fällt dem Angeklagten zur Laſt, daß er ſich am 17. Juni 
1883 über die kaiſerlichen Beamten auf die im $ 496 St. G. verpönte 
Weiſe ſchimpfend ausließ. Dieſe Uebertretung von Amtswegen zu ver— 
folgen, erachtete ſich die Staatsanwaltſchaft im Hinblicke auf Art. V 
des Geſetzes vom 17. December 1862, R. G. Bl. Nr. 8, vermöge 
der Erwägung berufen, daß in der Beleidigung der geſammten 
Beamtenſchaft auch jene der aus Beamten ſich zuſammenſetzenden Behörden 
inbegriffen ſei. Gegen das freiſprechende Erkenntniß, welches aus dem 
Mangel einer berechtigten Anklage hervorging, vertritt die Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde der Staatsanwaltſchaft den angedeuteten Standpunkt auch 
noch mit der Ausführung, daß ein abſtracter Begriff, wie der Begriff 
„Behörde“, nicht Object einer Beleidigung ſein kann, daß die Beleidigung 
einer Behörde immer nur wider deren Mitglieder und Organe gerichtet 
‚it, welche als ſolche nicht vom Begriffe der Behörde losgelöſt werden 
können, und daß bei einer anderen Auffaſſung in Fällen, in welchen 
die kaiſ. Beamten überhaupt, ohne Beſchränkung beſchimpft werden, zur 
Anklage die Zuſtimmung ſämmtlicher Beamten eingeholt werden müßte. 
Dieſe Ausführung iſt jedoch rechtsirrthümlich. Die Frage, ob wider 
collective Perſoneneinheiten, wie insbeſondere wider juriſtiſche Perſonen 
Ehrenbeleidigungen verübt werden können, hat der Geſetzgeber bezüglich 
der Behörden in dem von der Beſchwerde bezogenen Art. W bejahend 
gelöſt. Eine ſolche Beleidigung auf die im Zeitpunkte derſelben bei der 
Behörde fungirenden Beamten zu beziehen, hat keine geſetzliche Berech⸗ 
tigung. Das Argument aber, daß bei einer Beleidigung der geſammlen 
Beamtenſchaft ſämmtliche Beamten der Erhebung der Anklage zuſtimmen 
müßten, iſt einer Widerlegung nicht bedürftig. Im Falle der Ueber⸗ 
tretung des § 496 St. G. iſt Verfolgung von Amtswegen überhaupt 
ausgeſchloſſen; die Privatanklage zu erheben, oder gemäß § 46 St. P. O. 
hiezu den Staatsanwalt zu ermächtigen, ſteht bei einer wider ſämmtliche 
Beamten gerichteten Beleidigung jedem einzelnen Mitgliede dieſer Berufs⸗ 
claſſe zu. Auf eine ſolche Ermächtigung hat die Staatsanwaltſchaft im 
gegebenen Falle ihre Anklage nicht geſtützt, der Freiſpruch war daher 
geſetzlich und muß die Nichtigkeitsbeſchwerde verworfen werden. 


Geſetze und Verordnungen. 


1883. I. Semeſter. 


Centralblatt für Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt der öſter— 
reichiſch⸗-ungariſchen Monarchie. Officieller Theil. 
Nr. 34. Ausgeg, am 24. März. 

Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 19. März 1883, womit 
für April 1883 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwendung von Silber 
zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 15. März 1883, 8. 9243, an 
ſämmtliche öſterr. Eiſenbahnverwaltungen, betreffend die Herabſetzung der Eiſen⸗ 
bahnwagen⸗Desinfectionsgebühr bei Verſendung von Kleinvieh. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 28. Februar 1883, Z. 7186, 
an ſämmtliche öſterr. Eiſenbahnverwaltungen betreffend den Eiſenbahntransport 
der Sprengmittel Arlberger Dynamit Nr. II und III und Arlberger Kryſtall⸗ 
Dynamit. 

Nr. 35. Ausgeg. am 29. März. 

Kundmachung des k. k. Handelsminiſteriums vom 23. März 1883, 
3. 8633, betreffend die Unterſtelluug der k. k. Dalmatiner Staatsbahn unter die 
k k. Direction für Staatseiſenbahnbetrieb in Wien. 

Agiozuſchlag zu den Fahr⸗ und Frachtgebühren auf den öſterr.⸗ung. Eiſen⸗ 
bahnen. 24. März. 
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Nr. 36. Ausgeg. am 31. März. 

Abdruck von Nr. 34 R. G. Bl. 

Abdruck von Nr. 35 R. G. Bl. 

Conceſſion zum Baue und Betriebe einer Schleppbahn von dem Wächter⸗ 
Haufe Nr. 29 der Strecke Groß⸗Woſſek— Parſchnitz der Oeſterr. Nordweſtbahn zur 
Zuckerfabrik in Obora. 23. Februar. Z. 43.391 ex 1882. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Eiſenbahn⸗ 
linie von Dowy bis Suttö und von Tokod bis Anna⸗volgy. 24. Februar. Z. 7102. 


H. M. 3. 8126. 
Nr. 37. Ausgeg. am 3. April. 


Abdruck von Nr. 36 R. G. Bl. 

Nr. 38. Ausgeg. am 5. April. 

Abdruck von Nr. 41 R. G. Bl. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Secundär⸗ 
eiſenbahn von Keszthely bis Marczali. 9. März. Z. 8386. H. M. Z. 10.121. 

Nr. 39. Ausgeg. am 9. April. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 2. April 1883, Z. 10.535, an 
den Verwaltungsrath der k. k. priv. Südbahn⸗Geſellſchaft, als der derzeit Vor⸗ 
ſitzenden der Directorenconferenz, betreffend die Anträge der Eiſenbahn⸗Tarif⸗ 
enquete über die Claſſifications⸗Syſteme für den Frachtgüterverkehr. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 2. April 1883, 3. 10.536, an den 
Verwaltungsrath der k. k. priv. Südbahn⸗Geſellſchaft, als der derzeit Vorſitzenden 
in der Directorenconferenz, betreffend die Anträge der Eiſenbahn⸗Tarifenquete 
über das Tarifſyſtem und die Tarifeinheitsſätze. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 2. April 1883, Z. 10.534, an den 
Verwaltungsrath der k. k. priv. Südbahn⸗Geſellſchaft, als der derzeit Vorſitzenden 
der Directorenconferenz, betreffend die Anträge der Eiſenbahn⸗Tarifenquete über 
das Refactieweſen. 

Aenderung der Statuten der k. k. priv. Oeſterr. Staatseiſenbahn⸗Geſell⸗ 
ſchaft. H. M. Z. 11.245. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine als Local⸗ 
bahn herzuſtellende Eiſenbahulinie von einem Punkte der k. k. priv. Oſtrau⸗ 
Friedlander Eiſenbahn nach Bielitz, eventuell zum Anſchluſſe an die Galiziſche 
Transverſalbahn bei Saybuſch. 27. Februar. Z. 5108. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Secundär⸗ 
bahn von Traismauer nach Tulln. 14. März. Z. 5863. m 

Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Pferde⸗ 
bahn zwiſchen den Eurorten Marienbad und Königswart. 12. März. Z. 8760. 

Nr. 40. Ausgeg. am 10. April. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 5. April 1883, Z. 10.533, an 
den Verwaltungsrath der k. k. priv. Südbahn⸗Geſellſchaft, als der derzeit Vor⸗ 
ſitzenden der Directorenconferenz, betreffend die Anträge der Eiſenbahn⸗Tarif⸗ 
enquete über das Betriebsreglement. 

Nr. 41. Ausgeg. am 12. April. 

Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 25. März 1883, Z. 4516, 
au die k. k. Statthalterei in Wien, betreffend den Transport von Schwarzpulver 
und anderen Exploſivſtoffen auf Flüſſen. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige 
Localbahn von Wr. Neuſtadt nach Wöllersdorf. 26. März. Z. 2030. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn 
von einem Punkte der von der Station Neudek der Chodau-Neudeker Localbahn 
zu dem Baron Kbnigswarter'ſchen Walzwerke führenden Schleppbahn an die 
Reichsgrenze zum Anſchluſſe an die kgl. Sächſiſche Staatsbahn in Johann⸗Georgen⸗ 
ſtadt. 24. März. Z. 7283. 

Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn 
von Sniatyn⸗Zalucze, eventuell von Oleszkow⸗Lubkowee nach Horodenka und von 
da über Potoczyska zum Dnieſterufer. 20. März. Z. 8908. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Cabinetsſecretär Hofrathe Anton Freiherrn 
Pachner von Eggenſtorf anläßlich deſſen Penſionirung das Comthurkreuz des 
Franz⸗Joſeph⸗Ordens mit dem Sterne verliehen. 

Seine Majeſtät haben die in der Cabinetskanzlei erledigte zweite Hofraths⸗ 
und Cabinetsſeeretärsſtelle erſter Kategorie dem Regierungsrathe und Cabinets⸗ 
ſecretär zweiter Kategorie Wilhelm Ritter Smoluchowski von Smolan und 
die hiedurch in Erledigung gekommene letzte Regierungsraths⸗ und Cabinets⸗ 
ſecretärsſtelle zweiter Kategorie dem mit Titel und Charakter eines Regierungs⸗ 
rathes bekleideten Cabinetsconcipiſten Moriz Wimmer verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Hofrathes be⸗ 
kleideten Regierungsrathe Adolph Ritter von Steinhauſer anläßlich deſſen 
Penſionirung die Allerhöchſte Zufriedenheit bekannt geben laſſen. 
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Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe und Bezirkshauptmanne 
Ferdinand Ritter von Pluſchk in Zloczow den Titel und Charakter eines Hof⸗ 
rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben die Berufung des Conſuls Heinrich Ritter Hol⸗ 
zinger von Weidich in Kiew zur Verſehung der an der k. und k. orientaliſchen 
Akademie neu ſyſtemiſirten Vicedirectorsſtelle genehmigt. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne Friedrich Radnitzky in 
Ungariſch⸗Hradiſch anläßlich deſſen Penſtontirung den Titel und Charakter eines 
Statthaltereirathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Cabinetsregiſtrator Regierungsrathe Theodor 
Pittner den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzrathe und Finanz⸗Bezirksdirector in 
Tarnopol Joſeph Scholz anläßlich deſſen Penſionirung taxfrei den Titel und 
Charakter eines Oberfinanzrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben den im Miniſterium des Aeußern in beſonderer 
Verwendung ſtehenden Conſul Alexander Rehn zum wirklichen Geueralconſul 
ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Bankdirector T. R. R. Daviſon in Swanien 
zum unbeſoldeten Viceconſul daſelbſt ernaunt. 

Seine Majeſtät haben dem mit der Leitung des Grenz-Polizeicommiſſa⸗ 
riates in Pontafel betrauten Polizeicommiſſär Vincenz Lodi den Titel und 
Charakter eines Polizei⸗Obercommiſſärs verliehen. 


Erledigungen. 

Bezirkshauptmanns⸗, eventuell Statthalterei⸗Seeretärsſtelle in Niederöſter⸗ 
reich, bis Ende Mai. (Amtsbl. Nr. 119.) 

Bergverwaltersſtelle bei der k. k. Bergverwaltung in Kirchbichl in der 
neunten, eventuell eine Bergmeiſtersſtelle in der zehnten Rangsclaſſe gegen Cau⸗ 
tion, bis 21. Juni. (Amtsbl. Nr. 119.) 

Bergarztesſtelle bei der k. k. Bergdirection in Pribram mit 900 fl., Acti⸗ 
vitätszulage per 200 fl. und Reiſepauſchale von 1000 fl., bis Ende Juni. 
(Amtsbl. Nr. 122.) 
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Soeben erſchien in der Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, 
I., Bauernmarkt 11, und iſt durch alle Buchhandlungen zu beziehen: 


Sammlung 


von. 
eiſeubahnrechtlichen Eutſcheidungen des k. k. oberſten Gerichts⸗ 
hofes und des Wiener Eiſeubahn⸗Schiedsgerichtes. 
Meue Folge (vom Jahre 1879— 1883) 
mit einem ſyſtematiſchen Materien⸗ und Geſetze⸗Regiſter bezüglich 
des ganzen Werkes. 
Herausgegeben von Dr. M. Epſtein, Advocat in Brünn, Verfaſſer des 
J. kritiſchen Commentars zum öſterreichiſch⸗ungariſchen Eiſenbahn⸗Betriebs⸗ 
reglement vom Jahre 1872. 
Preis elegant broſchirt 3 fl. ö. W. 
Desſelben Werkes erſter Band enthält die „Entſcheidungen 
Jahre 1844 — 1878“. 
Preis elegant broſchirt 3 fl. ö. W. 


vom 


Concurs-Ausſchreibung für eine Concipiſtenſtelle. 


Beim Bürgermeiſteramte zu Fünfhaus iſt die Stelle eines Conei⸗ 
piſten mit dem Jahresgehalte von 800 fl., dem Anſpruche auf ſechs Quin⸗ 
quennalzulagen à 100 fl., dem Bezuge eines Quartiergeldes von 25% des Gehaltes 
ſowie der erreichten Quinquennalzulage, dann der Penſionsberechtigung nach den 
Beſtimmungen der Penſionsvorſchrift für die definitiv angeſtellten Beamten und 
Diener der Gemeinde zu beſetzen. 

Bewerber um dieſe Dienſtesſtelle dürfen das 40. Lebensjahr nicht über⸗ 
ſchritten haben und müſſen ſich über den Beſitz der öſterreichiſchen Staatsbürger⸗ 
ſchaft, einen tadelloſen Lebenswandel und die Befähigung zum politiſchen Con⸗ 
ceptsdienſte durch die Zeugniſſe über die zurückgelegten juridiſchen und ſtaats⸗ 
wiſſenſchaftlichen Studien, ſowie die mit gutem Erfolge beſtandene Prü⸗ 
fung für die politiſche Geſchäftsführung, weiters auch über die voll⸗ 
kommene Kenntniß der deutſchen Sprache ausweiſen und ſich den Beſtimmungen 
der Dienſtpragmatik für die Beamten und Diener der Gemeinde Fünfhaus 
unterwerfen. 

Vollkommen inſtruirte und gehörig geſtempelte Competenzgeſuche werden 
bis Ende Juni 188 beim gefertigten Amte übernommen. 

Bewerber, welche nicht die volle Qualification in der gefor⸗ 
derten Weiſe darzuthun vermögen, finden keine Berückſichtigung. 

Bürgermeiſteramt Fünfhaus, am 20. Mai 1884. 

Der Bürgermeiſter: Dr. Adolf Friedrich. 
(Nachdruck wird nicht honorirt.) 


DEE Hiezu als Beilage: Bogen 7 der Erkennt⸗ 
niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. BE 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


